
Keine Parteigründung Gruppe 
«fL21» weist Gerüchte zurück
TRIESEN Die Gruppe «fL21», die im 
Herbst des vergangenen Jahres er-
folgreich gegen die vom Landtag be-
schlossene Revision des Kranken-
versicherungsgesetzes (KVG) das Re-
ferendum ergriffen hat, bleibt auch 
nach Annahme der Reform weiter 
bestehen. Dies schreibt die «fL21» in 
einem Forumsbeitrag. Entsprechen-
de Gerüchte um eine mögliche Par-
teibildung weist die Gruppe aller-
dings entschieden zurück.  
Nach der Abstimmung zum KVG, das 
mit knapper Mehrheit vom Volk an-
genommen wurde, hiess es seitens 
Vogt zunächst, die Referendums-
gruppe werde sich von der politi-
schen Bühne verabschieden. Dies 
hat sich «fL21» mittlerweile anders 
überlegt: Die KVG-Abstimmung ha-
be gezeigt, dass ein grosser Teil der 
Bevölkerung der Gesetzesrevision 
skeptisch gegenüberstehe. Daher se-

he das Komitee «die Verpflichtung 
zur Weiterarbeit», damit die Ver-
sprechen der Politik auch eingehal-
ten werden. Zudem gebe es weitere 
Gesetzesprojekte mit umfassender 
gesellschaftlicher Auswirkung – ge-
meint sind vermutlich die AHV- und 
BPVG-Revisionen –, weshalb sich 
«fL21» personell ausweiten möch-
ten, um möglichst viele Gesell-
schaftsschichten aktiv miteinzubin-
den. Bisher bestand die Referen-
dumsgruppe neben dem ehemaligen 
VU-Abgeordneten Vogt aus Senio-
renbund-Präsidentin Christl Gstöhl,  
dem ehemaligen VU-Präsidenten 
Adolf Heeb, Karl Jehle, Arnold La-
ternser, Walter Noser, Walter Bruno 
Wohlwend, Alfons Schädler sowie 
Günther Wohlwend. «fL21» betonen 
in dem Forumsbeitrag jedoch, dass 
man sich als parteiübergreifende In-
itiative sehe. Seite 4
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Eine nicht stimmberechtigte Aus-
landliechtensteinerin:

Isabel Fehr,
Hinterwinkel 7, Maienfeld

Gruppe «fL21»
Mitglieder gründen 
keine Partei

 Standortbestimmung: Das Refe-
rendumskomitee hat sich am 17. Fe-
bruar zur Lagebeurteilung sowie 
zur Diskussion des weiteren Vorge-
hens getroffen. Das Komitee dankt 
der Bevölkerung für die breite Un-
terstützung. Aus dem Ausgang der 
Abstimmung ergeben sich zwei 
Schlüsse: Die KVG-Revision ist ers-
tens formal angenommen und 
zweitens spricht das knappe Resul-
tat dafür, dass doch ein grosser 
Teil der Bevölkerung der Gesetzes-
revision skeptisch gegenübersteht. 
Daraus leitet das Komitee die Ver-
pf lichtung zur Weiterarbeit ab und 
stellt sich der neuen Situation: Der 
Ausgang der Abstimmung ist an 
Versprechen der Politik und daraus 
resultierenden Hoffnungen gekop-
pelt. Das Komitee erachtet es als 
Pf licht, die Einhaltung der Ver-
sprechen genau zu verfolgen. Falls 
notwendig, wird das Komitee die 

Einhaltung der Versprechen einfor-
dern.

 Weiteres Vorgehen und Veranke-
rung in der Gesellschaft: Die KVG-
Revision ist nur ein Teilaspekt der 
gesellschaftspolitischen Herausfor-
derungen. Neben der KVG-Revision 
haben weitere Gesetzesprojekte ei-
ne umfassende gesellschaftliche 
Auswirkung. Die anstehenden Ge-
setzesänderungen wirken sich auf 
alle Gesellschaftsschichten aus. So-
mit strebt das Komitee eine perso-
nelle Ausweitung an, mit der Ab-
sicht, möglichst viele Gesellschafts-
schichten aktiv mit einzubinden. 
Gerade bei der Sozialgesetzgebung 
ist zu berücksichtigen, dass die im 
Arbeitsprozess von heute aktive Ge-
sellschaftsschicht die Senioren von 
morgen stellen wird.

 Haltlose Gerüchte bezüglich 
Parteigründung: Das Komitee hat 
sich bisher als parteiübergreifende 
Initiative verstanden und sieht sei-
ne Aufgabe auch in Zukunft, über 
Parteigrenzen hinweg an der Ge-
staltung der Zukunft mitzuarbeiten. 
Daraus ergibt sich eine klare Absage 
an unsinnige Spekulationen einer 
Parteigründung durch «fL21». Die 
anstehenden Probleme dürfen nicht 
zum Spielball einer Parteipolitik 
werden, da die Probleme nur in Zu-
sammenarbeit aller Kräfte gelöst 
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